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Solide Haushaltspolitik fortsetzen
Das Iran-Abkommen muss weiter eigehalten werden 

Nach der Regierungsbildung kann nun auch der 
Bundeshaushalt für das laufende Jahr 
verabschiedet werden. Der Kabinettentwurf 
enthält neben dem Haushalt 2018 und der 
mittelfristigen Finanzplanung bis 2022 bereits 
auch Eckwerte für 2019. Der neue Finanzminister 
hat einen Kurs eingeschlagen, der eine 
vertrauensvollen Zusammenarbeit in der 
Koalition möglich macht. Durch Fortsetzung 
unserer soliden Haushaltspolitik wird die 
gesamtstaatliche Schuldenquote 2019 erstmals 
seit 2002 unter 60 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts fallen.  

In der ersten Lesung 
des Regierungs-
entwurfs in dieser 
Woche haben wir 
die neue Steuer-
schätzung berück-
sichtigt, wonach die 

Ausgabenspielräume des Bundes bis 2022 noch 
einmal um insgesamt 10,8 Mrd. Euro auf 56,8 
Mrd. Euro ansteigen werden. Da diese 
Schätzung bei Kabinettbeschluss noch nicht 
vorlag, können wir in unseren parlamentarischen 
Beratungen die Verwendung dieser Mittel nach 
klaren Prioritäten vornehmen: Abbau der kalten 
Progression, Investitionen in Digitalisierung 
sowie Aufwuchs der Mittel für die Bundeswehr 
und Entwicklungshilfe. 

Die aktuelle Haushaltsentwicklung ist sehr 
erfreulich. Sie darf aber nicht über die Risiken 
hinwegtäuschen – gerade auch in Form 
handelspolitisch bedingter Wachstumseinbußen. 
Es ist eine lange Strecke bis 2021. Wir werden 
daher zu Beginn dieser Wahlperiode nicht zu 
viele finanzrelevante Maßnahmen auf einmal 
beschließen. Unsere neugewonnenen 
Gestaltungs-möglichkeiten werden wir sorgfältig 
prüfen und abwägen. Solide Finanzpolitik ist für 
uns eine Frage der Generationengerechtigkeit 
und des Wirtschaftswachstums. Gemäß Kabi-
nettbeschluss dürfen sich die Ausgaben der Bun-
desregierung im Jahr 2018 insgesamt auf 341 

Mrd. Euro belaufen. Das sind 10,3 Mrd. Euro 
bzw. 3,1 Prozent mehr als 2017 tatsächlich aus-
gegeben wurde.  

Die Entscheidungen des US-Präsidenten zur 
Kündigung des Nuklearabkommens mit dem Iran 
und zur Wiedereinführung von Sanktionen be-
deuten einen herben Rückschlag für die uner-
lässlichen Bemühungen zur Stabilisierung des 
Nahen und Mittleren Ostens. Der Rückzug der 
USA belastet die transatlantischen Beziehungen. 
Mit ihm einher geht ein erneuter erheblicher Ver-
trauensverlust, was die Bedeutung multilateraler 
Abkommen angeht. Gleichzeitig fördert er die 
Gefahr einer weiteren Verbreitung von Nuklear-
waffen. Das Abkommen mit dem Iran hat zwar 
Schwachstellen, aber es funktioniert. Bessere 
friedliche Lösungen zur Vermeidung einer nukle-
aren Aufrüstung Irans gibt es derzeit nicht.  

Es ist in unserem ge-
meinsamen Inte-
resse, dass Iran atom-
waffenfrei bleibt. Jetzt 
geht es darum, wie 
das Abkommen ohne 
die USA erhalten wer-
den kann. Wir werden 
weiterhin zum Atomabkommen stehen und un-
sere sowie die Interessen Europas schützen. Da-
bei werden wir uns an unsere Verpflichtungen 
halten, sofern der Iran vertragstreu ist. Die irani-
sche Regierung muss aber auch wissen, dass die 
EU nur dann ein Partner sein wird, wenn Iran eine 
konstruktive Rolle in der Region einnimmt. Neben 
der Einhaltung des Atomabkommens muss Iran 
seine destabilisierenden Aktivitäten in der Region 
beenden und sein ballistisches Raketenpro-
gramm zurückfahren. Die jüngsten nächtlichen 
iranischen Angriffe auf israelische Militärstellun-
gen auf den Golanhöhen verurteilen wir auf das 
Schärfste. 
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Gemeinsame Klausur  

Auf der Zugspitze und in 
Murnau haben die Ge-
schäftsführenden Vor-
stände der Regierungs-
fraktionen bei ihrer ers-
ten Klausurtagung Im-
pulse für die Arbeit der 
Koalition gesetzt. Die 
Bürger in Deutschland 

erwarten zu Recht, dass wir uns um die großen 
und zukunftsweisenden Fragen, aber auch um 
ihre konkreten Sorgen kümmern. In diesem 
Sinne sind unsere Beschlüsse zu verstehen.  

Im Mittelpunkt unserer Entscheidungen steht die 
Wohnrauminitiative, die das Baukindergeld, die 
Sonder-Abschreibung für Mietwohnungsneubau 
und Änderungen im Mietrecht umfasst. Den Ei-
gentumserwerb für junge Familien fördern wir, in-
dem wir rückwirkend zum 1. Januar 2018 das 
Baukindergeld für den Neubau oder den Erwerb 
einer selbst genutzten Bestandsimmobilie einfüh-
ren. Pro Kind und Jahr erhält nun jede Familie 
1.200 Euro für einen Zeitraum von zehn Jahren. 
Für eine Familie mit zwei Kindern ergibt sich da-
mit über zehn Jahre ein Betrag von 24.000 Euro. 
Recht auf das Baukindergeld hat jede Familie, 
die in Deutschland zum ersten Mal eine Immobi-
lie neu baut oder erwirbt. Das zu versteuernde 
Jahreseinkommen darf dabei 90.000 Euro bei ei-
ner Familie mit einem Kind nicht übersteigen. Pro 
weiteres Kind erhöht sich dieser Betrag um 
15.000 Euro. Anträge sollen ab August 2018 bei 
der KfW gestellt werden können. Weitere Be-
standteile der Wohnrauminitiative sind Verbesse-
rungen und Klarstellungen bei der Mietpreis-
bremse und sowie steuerliche Anreize für den 
Neubau von Wohnungen im bezahlbaren Miet-
segment.  

Die Geschäftsführenden Fraktionsvorstände ha-
ben weiterhin beschlossen, zwei Enquete-Kom-
missionen des Deutschen Bundestages einzu-
richten. Beide Kommissionen behandeln Fragen, 
die sich aus der digitalen Modernisierung unse-
res Landes ergeben. Zum einen wollen wir unter-
sucht wissen, wie die berufliche Bildung in Zeiten 
des digitalen Wandels angepasst werden muss 
und wie damit dieses deutsche Erfolgsmodell zu-
kunftsfest gestaltet werden kann. Zum anderen 
wollen wir die vielen technischen, rechtlichen und 
ethischen Fragen untersuchen, die sich mit der 
Erforschung und wirtschaftlicher Nutzung der 

Künstlichen Intelligenz verknüpfen. Die Einset-
zungsanträge für beide Kommissionen sollen 
noch vor der Sommerpause ins Plenum einge-
bracht werden. 

Gewalt gegen Christen been-
den 

Bombenattentate auf drei christliche Kirchen in 
der indonesischen Stadt Surabaya, die durch 
eine Familie mit noch jungen Kindern ausgeführt 
wurde, haben mindestens 13 Todesopfer und 
zahlreiche Verletzte gefordert. Diese wahnsinni-
gen Taten lenken ein Schlaglicht auf die Gefahr, 
die von einem religiös motivierten Extremismus 
ausgeht, der die Religionsfreiheit nicht aner-
kennt. Sie mahnen uns, uns noch stärker für die-
ses Menschenrecht und für das friedliche Zusam-
menleben der Religionen einzusetzen.  

Es ist nicht eine Religion, die Angehörige der ei-
genen oder einer anderen 
Religion tötet, sondern es 
sind Extremisten, die die 
Würde ihres Gegenübers 
nicht achten. Religions-
führer auf aller Welt sind 
aufgerufen, solche Extre-
misten klar und deutlich zu 
verurteilen. 

Daten und Fakten 
Fortschritte beim Breitbandausbau. Ungeach-
tet der häufig geäußerten Kritik am Breitbandaus-
bau geben viele Internetnutzer in einer Verbrau-
cherumfrage des Digitalverbandes Bitkom an, 
Fortschritte im Ausbau der deutschen Breitband-
netze zu sehen. Zwei Drittel der befragten Haus-
halte bestätigen, dass sich die Verfügbarkeit von 
schnellem Internet über die letzten fünf Jahre ver-
bessert habe. Gleichzeitig fordern 91 Prozent, 
dem Breitbandausbau oberste Priorität einzuräu-
men. 77 Prozent fordern Gigabit-Anschlüsse für 
alle Internetnutzer bis 2025. Die Bereitschaft zu 
höheren Ausgaben für mehr Bandbreite ist je-
doch eher gering. So lehnen vier von zehn Haus-
halten ab, für schnelles Internet mehr zu bezah-
len als bisher. Dabei unterscheidet sich die Zah-
lungsbereitschaft in weniger gut versorgten länd-
lichen Räumen nicht von gut versorgten Groß-
städten. Den restlichen Befragten wäre ein Gi-
gabitanschluss im Schnitt zusätzlich 14 Euro pro 
Monat wert. Momentan betragen die monatlichen 
Ausgaben für Internet, in der Regel einschließlich 
Telefonie, 34 Euro. (Quelle: Bitkom) 
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Europäische Union wichtigster Handels-
markt. Im vergangenen Jahr exportierte 
Deutschland Waren im Wert von knapp 750 Mrd. 

Euro in andere EU-
Mitgliedstaaten. Dies ent-
spricht rund 59 Prozent 
der gesamten deutschen 
Exporte. Die Importe aus 
der Europäischen Union 

beliefen sich im Gegenzug auf 591 Mrd. Euro und 
damit auf 57 Prozent aller Einfuhren. Sowohl bei 
den Importen als auch den Exporten fanden sich 
unter den zehn wichtigsten Handelspartnern 
Deutschlands 2017 jeweils sieben EU-Länder. 
Die EU bleibt damit Deutschlands wichtigster 
Handelsmarkt. Frankreich war 2017 das wich-
tigste Exportland innerhalb der EU, die meisten 
EU-Importe stammten wiederum aus den Nieder-
landen. Zu den wichtigsten deutschen Exportgü-
tern in die EU zählten Kraftfahrzeuge und Kraft-
fahrzeugteile im Wert von 126,2 Mrd. Euro, ge-
folgt von Maschinen mit etwa 90 Mrd. Euro. Im-
portiert wurden aus der EU hauptsächlich eben-
falls Kraftfahrzeuge sowie chemische Erzeug-
nisse.(Quelle: Statistisches Bundesamt) 

Die Woche im Parlament  

Einbringung Haushaltsgesetz 2018 durch den 
Bundesminister der Finanzen. Die Bundesregie-
rung hat einen zweiten Regierungsentwurf des Bun-
deshaushalts 2018 beschlossen. Die Veränderun-
gen gegenüber dem Erstentwurf der letzten Wahl-
periode beruhen auf neuen politischen Schwer-
punkten, den sogenannten prioritären Maßnahmen 
des Koalitionsvertrages, Rechtsverpflichtungen und 
einer aktuelleren Steuerschätzung. Dabei wurde 
sowohl das Gesetz über die Feststellung des Bun-
deshaushaltsplans für das Haushaltsjahr 2018 
(Haushaltsgesetz 2018) als auch der ebenfalls an-
gepasste mittelfristige Finanzplan erörtert. Es 
schlossen sich Debatten über die politischen 
Schwerpunkte in der Einnahmen- und Ausgaben-
politik anhand der Einzelpläne der jeweiligen Bun-
desministerien an. Dabei handelte es sich unter an-
derem um die folgenden Ministerien: 

Bundesministerium für Verkehr und digitale Inf-
rastruktur. Der Regierungsentwurf 2018 sieht ei-
nen geringfügigen Rückgang von 102 Mio. Euro ge-
genüber den Ist-Ausgaben von 2017 vor. Die Ver-
kehrsinvestitionen sollen jedoch auf dem hohen Ni-
veau von 14,1 Mrd. Euro fortgeführt werden. Die 
Ausweitung der Lkw-Maut zum 1. Juli 2018 auf das 
gesamte Bundesfernstraßennetz ist ebenso abge-
bildet wie das „Sofortprogramm Saubere Luft 2017 

- 2020“, das der Verbesserung der Luftqualität in 
Städten dient. Für den weiteren Ausbau der digita-
len Infrastruktur hat die Bundesregierung für 2018, 
noch vor Errichtung des eigens vorgesehenen Digi-
talfonds, eine zusätzliche Verpflichtungsermächti-
gung in Höhe von 1,15 Mrd. Euro eingestellt. 

Der Etat des Bundesministeriums für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung steigt im 
Jahr 2018 auf rund 9,4 Mrd. Euro an, das sind 
10,5%. Dies entspricht dem vollkommen neuen 
Wert der Entwicklungspolitik angesichts der neuen 
Krisenherde weltweit. Hilfe für die Menschen in der 
Krisenregion um Syrien sowie der Marshallplan mit 
Afrika, der gemeinsam mit den Afrikanern tragfä-
hige und nachhaltige Strukturen erarbeiten soll, ste-
hen dabei im Mittelpunkt. 

Bundesministerium der Verteidigung. Der Aus-
gaberahmen ist im Regierungsentwurf um 1,566 
Mrd. Euro gegenüber den Ist-Ausgaben von 2017 
angehoben worden. Insgesamt sieht das Kabinett 
rund 38 Mrd. Euro für 2018 vor. Vor dem Hinter-
grund der getroffenen NATO-Beschlüsse soll in den 
nächsten Jahren ein weiterer Anstieg der Verteidi-
gungsausgaben innerhalb des NATO-Zielkorridors 
zum Erreichen der notwendigen Fähigkeiten der 
Bundeswehr erfolgen. In der vorliegenden Planung 
steigt der Einzelplan auf jeweils rund 44 Mrd. Euro 
in den Jahren 2021 und 2022 an. 

Bundesministerium des Innern, für Bau und Hei-
mat. Durch die neuen Zuständigkeiten für Bau und 
Heimat ist der Einzelplan gegenüber dem Haus-
haltsgesetz 2017 um 4,781 Mrd. Euro auf 13,759 
Mrd. Euro angestiegen. Ausgaben für die Innere Si-
cherheit steigen gegenüber dem ersten Regie-
rungsentwurf von Juni 2017 noch einmal an. Sie 
überschreiten damit erstmals die Summe von 5 
Mrd. Euro. Die zusätzlichen Mittel kommen insbe-
sondere der Bundespolizei und dem Bundeskrimi-
nalamt zugute. Überdies sind zusätzliche Mittel für 
Integration und Migration vorgesehen. Mittelaufsto-
ckungen erhalten auch die Bereiche Informations-
technologie des Bundes sowie Heimat, Gesell-
schaft und Verfassung. Zudem ist die von den Ge-
schäftsführenden Fraktionsvorständen beschlos-
sene Wohnraumoffensive umzusetzen. 

Bundesministerium für Wirtschaft und Energie. 
Das Budget soll gemäß Kabinettbeschluss 2018 um 
643 Mio. Euro gegenüber den Ist-Ausgaben von 
2017 ansteigen und damit 8,112 Mrd. Euro betra-
gen. Es enthält zahlreiche Fördermaßnahmen, die 
vor allem auf die Stärkung des Mittelstandes aus-
gerichtet sind, vor allem durch die Förderung von 
Forschung, Entwicklung und Innovationen. Einen 
weiteren Schwerpunkt bildet die Umsetzung der 
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Energiewende. Zusätzliche Mittel sind unter ande-
rem für die Digitalisierung und Außenwirtschaftsför-
derung für Afrika eingeplant.  

Bundesministerium für Bildung und Forschung. 
Das Budget steigt im Regierungsentwurf 2018 ge-
genüber den Ist-Ausgaben von 2017 um 336 Mio. 
Euro auf insgesamt 17,586 Mrd. Euro an. Gegen-
über dem ersten Regierungsentwurf sind 25 Mio. 
Euro zusätzlich für den Bereich Forschung und Ent-
wicklung vorgesehen. Die Ausgaben für die Deut-
sche Forschungsgemeinschaft, die Max-Planck-
Gesellschaft, die Mitgliedseinrichtungen der Wis-
senschaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm Leibniz, 
die Fraunhofer-Gesellschaft und die Zentren der 
Helmholtz-Gemeinschaft wurden gegenüber dem 
Vorjahr erneut um 3 Prozent erhöht. 

Bundesministerium für Arbeit und Soziales. Der 
größte Einzelplan umfasst im Regierungsentwurf 
139,763 Mrd. Euro und würde damit gegenüber den 
Ist-Ausgaben von 2017 um 3,924 Mrd. Euro an-
wachsen. Wichtigste Sozialleistung bleibt der Zu-
schuss an die Rentenversicherung, der bis 2021 um 
rund 10 Mrd. Euro auf 103,4 Mrd. Euro ansteigen 
wird. Um 150 000 Langzeitarbeitslosen eine Per-
spektive zu geben, sind bis 2021 rund 4 Mrd. Euro 
eingeplant.  

Bundesministerium für Gesundheit. Das Budget 
beläuft sich in der Kabinettfassung auf 15,2 Mrd. 
Euro, d.h. 41 Mio. Euro mehr als im Haushaltsge-
setz 2017. Größter Posten ist der Bundeszuschuss 
zur Entlastung der Kassen von versicherungsfrem-
den Leistungen, der seit 2017 bei 14,5 Mrd. Euro im 
Jahr festgeschrieben ist. Schwerpunkt bei der 
Pflege ist die Förderung des Abschlusses freiwilli-
ger privater Pflege-Zusatzversicherungen mit rd. 52 
Mio. Euro.    

Der Regierungsentwurf wurde im Anschluss an die 
Debatte in die Ausschussberatungen überwiesen. 
Die 2. und 3. Lesung soll nun Anfang Juli 2018 statt-
finden. 

Besuch aus Laatzen 
 

 

 

Am Mittwoch haben mich Schülerinnen und 
Schüler der Freien Martinsschule aus Laatzen 
besucht, eine Förderschule mit den Schwerpunk-
ten Geistige Entwicklung und Lernen sowie mit 
einem Schulzweig für Emotionale und Soziale 
Entwicklung. 

Höhepunkt war für die jungen Besucher eindeutig 
die Anwesenheit der Kanzlerin im Bundes-
tagsplenum, in dem die Generalaussprache zur 
Regierungspolitik während der Haushaltswoche 
stattfand. Gesprochen haben wir anschließend 
unter anderem darüber, dass es zwischen Politi-
kern auch einmal zum Streit kommt, aber wie 
wichtig es sei, sachliche Diskussionen zu führen 
und nach einem Streit wieder zusammenzufin-
den. Im Gegenzug zu meinem Bericht über 
meine tägliche Arbeit gaben mir die Schülerinnen 
und Schüler dann einen Einblick in ihren Schul-
alltag und berichteten sie, was in der Schule be-
sonders viel Spaß macht und was ihnen nicht so 
gut gefällt. Ein toller Austausch! 

 

Erste Auslands-Dienstreise 
führt in die Ukraine 

Donnerstag bin ich zu meiner ersten Auslands-
dienstreise aufgebrochen und nehme an einer 
Konferenz zur deutsch-ukrainischen Entwick-
lungszusammenarbeit in Kiew teil. Besonders ge-
freut habe ich mich, vier Krankenwagen zur Ver-
fügung stellen zu können, die nahe der Demarka-
tionslinie zu den besetzten Gebieten stationiert 
werden - fast täglich kommt es dort zu Verletzun-
gen des Waffenstillstands, zu Toten und Verletz-
ten. 

Weitere Informationen finden Sie auf der Home-
page des Ministeriums für wirtschaftliche Ent-
wicklung und Zusammenarbeit unter diesem 
Link. (Foto: Dt. Botschaft, Kiew) 

http://www.bmz.de/de/presse/aktuelleMeldungen/2018/mai/180517_pm_025_Staatssekretaerin-Flachsbarth-zur-ersten-Auslands-Dienstreise-aufgebrochen/index.html

